
1. Beiblatt Beiblatt zur Par1amentskorr.espondenz. 13.10.1948. 

In der heutigen (88. Sitzung) des Nationalrates wurden 5 An­

fragen und ein Antrag eingebracht, und zwar 

252/1. A n fra ß' e 

der Abgeordnet an E i b egge r , Dr. T s 0 h ade k., :Dr. Kor e f. , 

H i 1 1 e gei B t , Pet so h n i k , Z e 0 h t 1 , Dr. Ze c h -

n er, L i n der, R 0 s. e nb erg er, F 0 r st hub e r 

und Genossen 

an den Bundesminister für Justizi, 

betreffend die Beibringung von Gerichtskosten. 

- .-.-.-

.Der Natjonalrat hat anlässlich der Beratungen des Amnestie;' 

geset·zes· zum NS-Gesetz am 25.2.1947, seiner Meinung Ausdruck verlie­

hen,dase d.ieobligatorische Verfolgung bestimmter einzelner Funk .. 

tionäre ode~ Ehrenzeichenträger' der ehemaligen NSDAP nach den Be­

stimmu:.ngen des Verbotsges~tzes 1941 in Hinkunft unterbleiben soll. 

Zu einem formellen Besohluss· in di€ser Hinsicht, der eine Verfaes1i.ngs­

änderung bedeuten und die einhellige Zustimmung des Alliierten Kon­

trollrates erfordern würde; ist es bisher niCht gekommen. Die Volks-
'. 

gerichtshöfe Bind daher gezwungen, weiterhin Personen·wegen dieser 

Formaldelikte unter Anklage zu stellen, gegen die in der Regel auf 

Grund: dergesetzliohen Bestimmungen die vorgesehene Mindeststraf~ 

ausgesprochen wird. 

Die Entschliessung des Nationalrates bezog sich ausdrüoklich 

auf solche ehemalige Funktionäre oder,EhrellZLeichenträger derNSDAP~ 
Verf$ehen, lnsbes.ondere keiner 

die si9h auseer der Bekleidung der Funktion kel,nerle~rgehen gegen 

die Grundsätze der Menschlichkeit, hatten zusohu1den kommen 1assen~ 

Im Sinne der gesetz1iohen Bestimmungen gel,ten diese Personen bereite 

als.belastet, so dass ein Urteil ihnen kelherlei .Änderung in ihren 

bisherigen staatsbürgerlichen Reohten bringt. Die Freiheitsstrafen 

sind in der Regel durch die Vorhaft oder duroh vorherige Anhaltung 

in einem Lager bereits verbüsst. Der einzige Nachteil den die Verur­

teilten'zu tragen haben, besteht in der Bezahlung der zumeist recht 

erheblichen Kosten des Vo1ksger1:chtsverfahrena. Gerade das trifft 
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2. Beiblatt Beiblatt zur P~rlamentskorrespondenz. 13.10.1948. 

aber vor allem die Lohn- und Gehaltsempfänger, die über keinerlei weiteres Ver-
, . 

'mögen oder EinküAlfte verfügen, besonders schwer. Durch Lohn ... oder Gehsltepfändung . , 

wird ds.s Einkommen bis suf das Existenzminimum in Anspruch genommen, wel.ches ge­

genwärtig 80 niedrig ist, dass es kaum zum notwendigen Unterhalt für den Bet~of­

fenen und seine Familie ausreicht. Es lag anlässlich, der Beschlussfas8,ung weder 

im Sinne der Gesetzgebung noch entsprach es Offenbar einem Wunsc~ des Alliierten 

Kontrollrates, wE?lcp.er den endgültigen Umfang des betrmfenen P€reonenkreises be-'. ' 

stimmte, die Familienangehörigen auf diese Weise zu treffeIloEs muse daher vor' 
-

allem bei Lohn .. und Gehaltaempfängernmit niedrigen Einkommen Vorsorge getroffen 

werden, dass durcil Bei treibung von Gerichtskosten bei Verurteilungen n,aoh den. 

oben erwä.b,nten Delilcten nicht der UnterhaI t eier Famil,ie gefährdet, oder erheblich 

betroffen wird. 

Es ist den sozialistischen Abgeordneten aUB eig:.mer Erfahrung noch lebhaft 

in Erinnerung,. weloheHiirten,es für ihre Familien mit 'sichbracllt'e" als in den 

Jahren 1934 bis 19'8 die KOl:1ten für Polizeihaft t An,4al tung im AI:lhaltelf.lger Wöl-
. . , 

lersdort' oder für Ver:urteilungen rücksi,oh ts 1013 beigetrieb an wurden. Die anfra-

genden Abgeordneten e'mpfinden es dagegen als Selbstverständlich, dass von Be-
, ",'. ,"' - .,,; -'. . . 

s;Ltz;;;;.n1f.Jn cderVermögenden die volle Bezahlung derVerfah,rensk()sten verlangt 

wird. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an den Herrn BundeSDiinister , 

für Justiz .die nachst(;lhende 

A n fra g es 
- - - - - .. 

Ist der Herr. Bl,llldesminiBterb~reit ,die Strafvollzugsbehördenanzuweisen, 

Personen, bai denen die Kosten für. auf Grllnd vom §§ 10 und 11 de.s Verbotsgeset- , 

. , zes durohgeführte' Verfahren durch Lohn- oder Gehl:iltspfänd~:ng eingetrieben wer-. 

den, auf begründetes Ansuchen die Vollstreokllllg auszusetzen odE.r angemesse,ne 

Zahlungserlelchteru.l'}.gen zu gewähren? 

-.- .-...... - (1-
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